
 
 

GBZ-Info Nr. 55, April 2004 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen 

Das gab es noch nie: eine AHV-Revision, die nur abbaut. Und – schlimmer 
noch: Für Couchepin und seine rechtslastigen Freunde im Bundesrat wäre dies 
erst der Auftakt - sie planen Rentenalter 67. Und wollen die AHV-Renten künf-
tig einfrieren. Rentenalter 67 wollen auch die Manager - die gleichen Manager, 
die am liebsten alle Arbeitenden über 60 als ausgelaugt entlassen möchten. Die 
Rechte weiss nicht mehr, dass die AHV Elend im Alter weitgehendst verhindert. 
Sie will nicht mehr wissen, dass die AHV wesentlich zum sozialen Zusammen-
halt des Landes beigetragen hat... 

Und wie begründen dies die Zauberlehrlinge? Mit Szenarien, die sich bereits 
zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung als falsch erweisen. Wäre in der Vergan-
genheit nur ein kleiner Teil all dieser unsäglichen Niedergangs-Prophezeiungen 
eingetreten, dann hätten wir heute Probleme. Wir haben aber keine AHV-
Probleme. Wenn bisher etwas langfristig stabil war in der Schweiz, dann war es 
die AHV. Sie wird es ungeachtet des zunehmenden Lebensalters auch bleiben. 
Denn Tatsache ist, dass 3 Erwerbstätige heute mehr produzieren als 9 im Jahr 
1948, dem Gründungsjahr der AHV. Darum: Hände weg von der AHV!  

Die gleiche Rechte zieht für ein Steuerpaket ins Feld, das die Mittelsschicht ent-
lasten soll. Mittelschicht meint hier Einkommen ab 130’000 Franken. Nur für 
Gut- und Bestverdienende zahlt sich das Steuerpaket wirklich aus. Darum 
stimmen wir am 16. Mai NEIN zum Sozialabbau der 11. AHV-Revision, NEIN 
zum Steuerpaket und JA zur Erhöhung der Mehrwertsteuer. 

Der 1. Mai ist der einzige Feiertag, der auf der ganzen Welt, in allen Kulturen 
verbreitet ist. 2004 feiern wir den Tag der Arbeit zum 114. Mal. Die Inhalte, die 
den 1. Mai nach wie vor prägen, sind keineswegs veraltert. Das zeigt nicht nur 
der Kampf um die AHV, den der Schweizerische Gewerkschaftsbund ins Zent-
rum des diesjährigen 1. Mai stellt. Es geht am 1. Mai um Fairness, Gerechtig-
keit, sozialen Ausgleich, Solidarität, Rechte am Arbeitsplatz und Menschenrech-
te. (Zuger 1. Mai-Programm in der Beilage) 

Mit kollegialen Grüssen Bruno Bollinger, GBZ-Präsident 
 

Daten zum Vormerken: 

1. Mai: Kundgebung und Demonstrationsumzug 
Abstimmungen 16. Mai: 2 x Nein / 1 x Ja 

 
Das GBZ-Info geht an alle GBZ-Delegierten, an aktive GewerkschafterInnen und an PolitikerInnen, die über die Aktivitäten der Gewerk-
schaften informiert sein sollten. 
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Erschienen in der nZZ vom 20.2.04, in der ZP vom 20.2.04 und in der ZW vom 25.2.04 

Bundesrat Blocher bodigt Sozialplanpflicht 
Als eines von wenigen Industrieländern auf der Welt kennt die Schweiz keine Pflicht für die 
Arbeitgeber, bei Massenentlassungen einen Sozialplan auszuhandeln. Als die Swissair ihre 
Angestellten abbaute, musste sie ihre Kündigungen überall, selbst in Indien, sozial abfedern - 
ausser in der Schweiz! Auf gewerkschaftlichen Druck hin war man inzwischen auch in Bern 
endlich daran, eine solche Pflicht gesetzlich zu verankern. Bis Arbeitgeber-Bundesrat Blocher 
kam und den Gesetzesentwurf schubladisierte. 
Das arbeitende Volk geht dank der SVP wieder einmal leer aus! Die Arbeitgeber können nach 
wie vor uneingeschränkt Leute entlassen und müssen dies nicht einmal sozial abfedern. Ein 
Sozialplan verhindert zwar keine Kündigungen, erschwert es aber, dass die Arbeitgeber mit 
einem einfachen Federstrich Leute entlassen können. Sozialpläne regeln Abgangsentschädi-
gungen, Pensionskassenrechte, Frühpensionierungen und Hilfeleistungen des Arbeitgebers bei 
der Stellensuche. Faire Arbeitgeber handeln seit jeher mit den Gewerkschaften gute Sozial-
pläne aus. Es wäre endlich an der Zeit, dass auch jene Arbeitgeber, welche die rechtsfreie 
Situation schamlos ausnützen, an die Kasse gebeten werden. 
Die SVP und ihr Bundesrat zeigen wieder einmal, dass sie die Partei der Reichen und Egois-
ten sind. Eine Partei, die nicht davor zurückschreckt, mit Verunglimpfungen und Verdrehun-
gen den Linken die Schuld am Abbau der Arbeitsplätze in die Schuhe zu schieben. Die Ge-
werkschaften wehren sich für das Recht der Arbeitenden, als Menschen behandelt zu werden 
und nicht als Kostenfaktor, der gestrichen werden kann, wenn die Profite nicht mehr stimmen. 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund 

************** 
Der Bericht über die 

Delegiertenversammlung des Zuger Gewerkschaftsbundes (GBZ) 
In der Neuen Zuger Zeitung vom 14.4.04 und in der Zuger Woche vom 15.4.04 erschienen. 
An der Delegiertenversammlung des Zuger Gewerkschaftsbundes (GBZ) wies GBZ-Präsident 
Bruno Bollinger auf die Bedeutung der Abstimmungen vom 16. Mai hin. Die Abbauvorlage 
der 11. AHV-Revision sowie das Beschiss-Steuerpaket, das nur Vorteile für die Reichen 
bringt, werden klar abgelehnt. Die Sparwut vieler Bürgerlicher bedroht nicht nur den Sozial-
staat, sondern auch viele öffentliche Leistungen, die alle Normalverdienenden zu Gute kom-
men. Dieser unsozialen und ungerechten Politik gilt es, die rote Karte zu zeigen. 
Nach der Annahme des Jahresberichtes und der Abnahme der Jahresrechnung wurde Bruno 
Bollinger als GBZ-Präsident bestätigt. Mit Applaus wurde auch der übrige Vorstand mit Josy 
von Wyl, Vizepräsidentin, Pietro Panico, Vizepräsident, Sybilla Schmid, Kassierin, und Toni 
Gschwind wiedergewählt. 
In Anschluss an die DV referierte GBI-Regionalsekretär André Veya über die interprofessio-
nelle Gewerkschaft UNIA, die im Herbst gegründet wird. Dies wird zur Folge haben, dass auf 
das nächste Jahr hin auch in Zug GBI, SMUV und VHTL fusionieren und die grösste Ge-
werkschaft der Region bilden werden. André Veya berichtete ebenfalls vom Kampf der Male-
rInnen und Gipser für die Frühpensionierung. Die sture Haltung des Malermeisterverbandes 
hat die GBI dazu gezwungen, Kampfmassnahmen zu organisieren. Höhepunkt wird der auf 
den 26. April geplante Streik sein. Die Arbeitgeber verlangen von der Gewerkschaft, dass sie 
kuscht und darauf verzichtet, die Interessen der Beschäftigten zu vertreten. Der Arbeitsfrieden 
ist aber nicht Voraussetzung, sondern das Ergebnis von Verhandlungen. Wären die Gipser- 
und Malermeister bereit, über die berechtigte Forderung nach Frühpensionierung zu verhan-
deln, dann gäbe es für die GBI keinen Grund, einen Streik zu organisieren. 
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Zuger Presse vom 9. März 2004: 

 
 
 

Neu: Frauenstamm 
 
Zuger Gewerkschaftsfrauen haben einen monatlichen Frauenstamm eingerichtet und würden 
sich über das Mitmachen weitere Frauen freuen. 
 
Die Daten bis zu den Sommerferien sind: 
Montag, 26. April ab 19.30 Uhr 
im öffentlichen Dokumentationszentrum Doku-Zug an der St. Oswalds-Gasse 18. 
Montag, 28. Juni ab 19.30 Uhr (Ort noch offen) 
 
Auskunft: Sybilla Schmid Bollinger, Telefon 041 761 89 13, sybillaschmid@bluewin.ch 
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Eine Information des Zuger Gewerkschaftsbundes 

Steuerpaket: Wer hat, dem wird gegeben! 
• Vier Milliarden Franken Steuergeschenke für die Reichen 
• Nur Familien mit mehr als 120'000 Franken steuerbarem Einkommen profi-

tieren 
• Der Steuerabzug für Wohneigentum begünstigt vor allem Besitzer teurer Vil-

len 
• 2,5 Milliarden gehen auf Kosten der Kantone und Gemeinden 
 
Alt Bundesrat Otto Stich (Finanzminister): 
• Steuergeschenke sind in einer schlechten Finanzsituation immer falsch und 

unverantwortlich, ganz gleich, wer davon profitiert. 
• Ganz sicher nicht akzeptabel ist es, wenn nur die Reichen davon profitieren. 
• Die Behauptung, die Wirtschaft werde damit angekurbelt, ist auch nicht rich-

tig - denn Kapital ist genügend vorhanden, wie die tiefen Zinssätze zeigen. 
Was fehlt, sind Arbeitsplätze! 

Darum sagen wir am 16. Mai 
Nein zum Beschiss mit dem Steuerpaket! 
Gewerkschaftsbund des Kanton Zug (GBZ) 
Metallstrasse 5, 6300 Zug / 041 711 04 20 

 

Wer bezahlt Rentenalter 67? 
Zuerst die SVP, dann Bundesrat Couchepin und die Arbeitgeber, schliesslich der Ge-
werbeverband. sie alle fordern Rentenalter 67 für alle. Dies, obwohl sie genau wissen, 
dass in vielen Berufen bereits heute weder Männer noch Frauen bis 65 arbeiten kön-
nen, weil sie wegen den harten Arbeitsbedingungen gesundheitlich angeschlagen sind. 
Das Problem wird „elegant“ mit der IV und der Arbeitslosenkasse „gelöst“. Leute um 
sechzig werden kaum mehr eingestellt. Erst wenn die Arbeitgeber und ihre politischen 
Helfershelfer den Tatbeweis erbringen, dass sie für alle genügend Arbeitsplätze zur 
Verfügung stellen, kann über eine Erhöhung des Rentenalters nachgedacht werden. 
Heute sind wir aber weit davon entfernt! Für Viele wäre es dringend, das Rentenalter 
zu senken, oder die Möglichkeit zu haben, flexibel in Pension zu gehen. Die 11. AHV-
Revision hätte dies ermöglichen sollen. Die bürgerliche Mehrheit im Parlament hat 
aber die Finanzierung einer sozialen Abfederung derart zusammengestrichen, dass sie 
nichts mehr taugt. Denn gerade die Arbeitenden in den harten Berufen, die eine vorzei-
tige Pensionierung nötig haben, können es sich finanziell nicht leisten, massive Ren-
tenkürzungen in Kauf zu nehmen. So bleibt den Malern und Gipsern nichts anderes 
übrig, als für eine Frühpensionierung zu streiken. Und alle anderen können am 16. Mai 
verhindern, dass auch die AHV kaputt gespart wird, indem sie Nein zur 11. AHV-
Revision, die eine reine Abbauvorlage ist, stimmen. 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund 
 


